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Geſetz-Sammlung 


für die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


— u 


— Nr. 23. 


(Nr. 5079.) Geſetz, betreffend die Zulaͤſſigkeit der Exekutionsvollſtreckung durch Perſonal⸗ 
Arreſt und des Manifeſtationseides in dem Bezirke des Juſtizſenats zu 
Ehrenbreitſtein. Vom 23. Mai 1859. 


Im Namen Sr. Majeſtät des Königs. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Prinz von Preußen, 
Regent, ns 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Haͤuſer des Landtages der Monarchie, 
fuͤr den Bezirk des Juſtizſenats zu Ehrenbreitſtein, was folgt: 


H. 1. 


. Der Perſonalarreſt als Exekutionsmittel ift, abgeſehen von Wechſelſachen, 
ruͤckſichtlich deren es bei den beſtehenden Vorſchriften fein Bewenden behält, 
gegen Perſonen beiderlei Geſchlechts dann zulaͤſſig, wenn bei Vollſtreckung der 
Exekution in das Vermögen, nach dem Berichte des Exekutors entweder keine 
zur Beſchlagnahme geeignete oder zur Befriedigung des Gläubigers genügende 
Bermögensftüce vorhanden find. Wendet der Schuldner ein, daß er noch an 
dere Vermoͤgensſtüͤcke beſitze, aus welchen die völlige Befriedigung des Glaͤu⸗ 
bigers erfolgen koͤnne, ſo hemmt dieſer Einwand die Exekution nur dann, wenn 
derſelbe durch Urkunden, Eideszuſchiebung oder Zeugen, deren Abhoͤrung kein 
Hinderniß entgegenſteht, ſofort liquide gemacht werden kann. 


Ueber dieſen Einwand wird nach $. 2. der Verordnung vom 21. Juli 
1849. verfahren. Wird derſelbe erwieſen, ſo iſt auf Aufhebung, andernfalls 
auf Vollſtreckung des Perſonalarreſtes zu erkennen. 

Jahrgang 1859. (Nr. 5079.) 43 H. 2. 


Ausgegeben zu Berlin den 14. Juni 1859. 
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L. 2. 


Wechſelſchuldner dürfen nicht uͤber fünf Jahre, andere Schuldner nicht 
uͤber Ein Jahr im Perſonalarreſt gehalten werden. 


Eine Verlaͤngerung der Haft uͤber dieſen Zeitraum hinaus findet nur 
ſtatt, wenn ein Glaͤubiger nachweiſt, daß er durch fortdauernde Gefangenſchaft 
des Schuldners zu ſeiner Befriedigung gelangen werde. Das Gericht entſchei— 
det daruͤber durch ein Dekret. 


Wegen Schulden, welche vor Ablauf dieſes Zeitraums von fuͤnf und 
Einem Jahre entſtanden ſind, darf der Schuldner nicht wieder zur Schuldhaft 
gebracht werden. 2 


F. 3. 


Auch der zur Leiſtung einer Handlung Verurtheilte kann dazu durch 
Perſonalarreſt von hoͤchſtens einjaͤhriger Dauer angehalten werden, wenn die 
Handlung nach dem Ermeſſen des Richters von dem Willen des Verpflichteten 
abhaͤngt. f a 


H. 4. 


Gegen die im unmittelbaren und mittelbaren Staatsdienſte ſtehenden ak⸗ 
tiven Civil⸗ und Militairbeamten und Geiſtlichen, ferner gegen die auf Penſion 
und Wartegeld geſetzten Beamten und Militairperſonen waͤhrend der Dauer 
ihrer kommiſſariſchen Beſchaͤftigung findet der Perſonalarreſt nur ſtatt: 


1) wegen Wechſelſchulden und 
2) um fie zu einer Handlung zu noͤthigen. 


Gegen Perſonen des Soldatenſtandes, ſo lange ſie dem Dienſtſtande an⸗ 
gehören, iſt derſelbe nur in dem vorſtehend unter Nr. 2. gedachten Falle zuläffig. 


$. 3. 


Wenn gegen den Schuldner die Mobiliar-Exekution fruchtlos vollſtreckt 
oder gehemmt worden, oder wenn es nach dem Ermeſſen des Richters klar iſt, 
daß der Gläubiger aus dem vorhandenen Mobiliar nicht werde befriedigt wer: 
den, fo kann der Gläubiger zum Zwecke der Ermittelung der Vermöͤgensobjekte 
verlangen, daß der Schuldner ein Inventarium uͤber ſein geſammtes Vermoͤgen 
lege und den Manifeſtationseid dahin leiſte: daß 

a 
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daß er fein Vermögen vollſtaͤndig angegeben und wiffentlich nichts ver— 
ſchwiegen habe. 


Der Schuldner kann dazu durch Perſonalarreſt angehalten werden. 


$. 6. 


Der Schuldner ift vom Perſonalarreſte befreit, wenn er nachweiſet, daß 
derſelbe für ſein Leben oder ſeine Geſundheit eine nahe und erhebliche Gefahr 
herbeifuͤhren werde, und entſcheidet das Gericht daruͤber durch ein Dekret. 


Erkrankt der Schuldner in dem Gefaͤngniſſe dergefialt, daß fein ferneres 

eben oder feine Geſund⸗ 
beit befürchten läßt, fo ift er auch gegen den Willen des Glaͤubigers ſofort zu 
entlaſſen. Die bis zur Entlaſſung aufgelaufenen Kurkoſten muß der Gläubi⸗ 


Verbleiben in demſelben eine gleiche Gefahr für fein L 


ger vorſchießen. 


- 


Ss: 7. 


Der Gläubiger ift verpflichtet, die Koſten der Alimentation des Schuld⸗ 


ners im Gefaͤngniſſe vorzuſchießen; er kann jedoch verlangen, daß der Schuld⸗ 
ner im Gefaͤngniſſe zu ſolchen, von ihm anzuweiſenden Arbeiten, welche dem 
Stande und den Verhaͤltniſſen des Schuldners entſprechen, angehalten werde, 
und dadurch ſeinen Unterhalt, ſoweit moͤglich, ſelbſt verdiene. 


§. 8. 
Dies Geſetz findet auch auf die bereits rechtskraͤftig entſchiedenen Pro⸗ 
zeſſe Anwendung, aus welchen die Exekutionsvollſtreckung noch zulaͤſſig iſt. 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck— 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 23. Mai 1859. 5 
(L. S.) Wilhelm, Prinz von Preußen, Regent. 
Fürſt zu Hohenzollern⸗Sigmaringen. Flottwell. v. Auerswald. 


v. d. Heydt. Simons. v. Schleinitz. v. Bonin. v. Patow. 
Gr. v. Puͤckler. o. Bethe Holde 


— 


r. 50795080.) 28 (Nr. 5080.) 
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(Fr. 5080.) Geſetz, betreffend die Abänderung einiger Beſtimmungen des Strafgeſetzbuchs. 
2 de: Vom 30. Mai 1859. ö 


Im Namen Sr. Majeſtät des Königs. 


Wi Wilhelm, von Gottes Gnaden Prinz von Preußen, 
| Regent, 

man verordnen, mit Zuſtimmung beider Haͤuſer des Landtages der Monarchie, was 
ame, folgt: 
. * Jar Sy. 

> FD . se = Fu y 
e ai aa GE A In dem Strafgeſetzbuche fuͤr die Preußiſchen Staaten werden die HH. 35. 
27 243. 316. und 549. Bund zwar ein jeder einzelner in der Art abgeaͤndert, wie 
derſelbe nachſtehend unter ſeiner bisherigen Nummer umgeſtaltet iſt. 


Artikel 1. 


H. 35. 


Auf den Theilnehmer an einem Verbrechen oder Vergehen, oder an 
einem ftrafbaren Verſuche eines Verbrechens oder Vergehens ift daſſelbe Straf⸗ 
geſetz anzuwenden, welches auf den Thaͤter Anwendung findet. 


Wird feſtgeſtellt, daß im Falle des H. 34. Nr. 2. die Theilnahme eine 
nicht weſentliche war, ſo ſind nachſtehende Beſtimmungen maaßgebend: 


1) Statt der Todesſtrafe oder ausſchließlich lebenslaͤnglichen Zuchthaus— 
ſtrafe tritt zeitige Zuchthausſtrafe von mindeſtens ſechs Jahren und Stel— 
lung unter Polizeiaufſicht ein. 


2) In allen übrigen Faͤllen kann die Strafe bis auf die Hälfte des nie: 
drigſten Maaßes der auf das Verbrechen oder Vergehen angedrohten 
Freiheitsſtrafe und Geldbuße ermaͤßigt werden. 


Findet bei einem mit Zuchthausſtrafe bedrohten Verbrechen der Richter 
bei dieſer Ermäßigung eine kuͤrzere als zweijährige Freiheitsſtrafe angemeſſen, 
ſo iſt nicht auf Zuchthausſtrafe, ſondern auf Gefaͤngnißſtrafe und auf zeitige 
Unterſagung der Ausuͤbung der buͤrgerlichen Ehrenrechte zu erkennen. 


Im Uebrigen bleiben die in den $$. 10. 15. 17. enthaltenen Vorſchrif⸗ 
ten uͤber das geringſte Maaß der Zuchthausſtrafe, der uͤbrigen Freiheitsſtrafen 
und der Geldbuße anwendbar. 


§. 243. 


Mit Gefaͤngniß nicht unter drei Monaten und zugleich mit Geldbuße 
von 
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von funfzig bis zu Eintauſend Thalern, ſowie mit zeitiger Unterſagung der 
Ausübung der buͤrgerlichen Ehrenrechte wird Aan e 


1) wer ſich, wiſſentlich unrichtiger zum Meſſen oder Wiegen beſtimmter 
Werkzeuge zum Nachtheile eines Anderen bedient; 


2) wer einen Ankaͤufer von Gold oder Silber uͤber die Eigenſchaften dieſer 
Waare hintergeht, indem er ihm geringhaltigeres Gold oder Silber für 
vollhaltigeres verkauft; g 


3) wer echte, zum Umlauf beſtimmte Metallgeldſtucke durch Beſchneiden, 
Abfeilen oder auf andere Art verringert und als vollguͤltig ausgiebt oder 
aus zugeben verſucht; A 


wer ſolche verringerte Münzen gewohnheitsmaͤßig oder im Einverſtaͤnd⸗ 
niſſe mit dem, welcher fie verringert hat, als vollguͤltig ausgiebt oder 
auszugeben verſucht; A 


wer Geldpackete, die mit einem öffentlichen Siegel verſchloſſen und mit 
Angabe des Inhalts verſehen ſind, zu ihrem vollen Inhalte ausgiebt 
oder auszugeben verſucht, obgleich er weiß, daß fie eröffnet und ihr In— 
halt verringert worden; 


wer in der Abſicht, eine verhängte Exekution abzuwenden oder hinaus⸗ 
zuſchieben, von einem Poſtſcheine uͤber eine Verſendung von Geld oder 
anderen Werthgegenſtaͤnden Gebrauch macht, obgleich er weiß, daß der 
verſendete Brief oder das verſendete Packet dasjenige nicht enthaͤlt, was 
durch den Poſtſchein als abgeſendet nachgewieſen werden ſoll; 


7) wer Grenzſteine oder andere zur Bezeichnung einer Grenze oder des 
Waſſerſtandes beſtimmte Merkmale zum Nachtheile eines Anderen weg- 
nimmt, vernichtet, unkenntlich macht, verruͤckt oder faͤlſchlich ſetzt; 


8) wer Urkunden, welche ihm entweder gar nicht oder nicht ausſchließlich 
gehoͤren, zum Nachtheile eines Anderen vernichtet, beſchaͤdigt oder un— 
terdruͤckt. 


Wird in dem Falle Nr. 6. feſtgeſtellt, daß mildernde Umftände vor⸗ 
handen ſind, ſo kann die Strafe bis auf Eine Woche Gefaͤngniß oder auch 
auf bloße Geldbuße von mindeſtens fuͤnf Thalern ermaͤßigt werden. 


4 


— 


5 


— 


6 


— 


H. 316, 


Ein Beamter, welcher in Ausuͤbung oder in Veranlaſſung der Aus— 
uͤbung ſeines Amtes vorſaͤtzlich Mißhandlungen oder Koͤrperverletzungen veruͤbt 
oder veruͤben läßt, wird mit Gefängniß nicht unter drei Monaten beſtraft, 
auch kann gegen denſelben auf zeitige Unfaͤhigkeit zu oͤffentlichen Aemtern er— 
kannt werden. 


(Nr. 5080 Wird 
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Wird feſtgeſtellt, daß mildernde Umſtaͤnde vorhanden ſind, ſo kann auf 
Gefaͤngniß auch unter drei Monaten oder auf Geldbuße bis zu dreihundert 
Thalern erkannt werden. 


Iſt die Mißhandlung oder Körperverletzung eine ſchwere (§. 193.) und- 
findet keiner der im F. 196. vorgeſehenen Milderungsgruͤnde ſtatt, fo tritt 
Zuchthaus nicht unter drei Jahren ein. 


H. 349. 


Mit Geldbuße bis zu funfzig Thalern oder Gefaͤngniß bis zu ſechs 
Wochen wird beſtraft: 


1) wer unbefugt ein fremdes Grundſtuͤck oder einen öffentlichen ‚oder Pri⸗ 
vatweg oder Grenzraine durch Abgraben oder Abpflügen verringert; 


2) wer unbefugt von öffentlichen oder Privatwegen Erde, Steine oder Na: 
ſen, oder aus Grundſtuͤcken, welche einem Anderen zugehoͤren, Erde, 
Lehm, Sand, Grand oder Mergel gräbt, Plaggen oder Buͤlten haut, 
Raſen, Steine, Mineralien, zu deren Gewinnung es einer Verleihung, 
einer Konzeſſion oder einer Erlaubniß der Behörde nicht bedarf, oder 
ähnliche Materialien wegnimmt; 


3) wer Fruͤchte, Eßwaaren oder Getraͤnke von unbedeutendem Werthe oder 
in geringer Quantität entwendet, ſelbſt wenn die Entwendung vermittelſt 
Einbruches oder Einſteigens in ein unbewohntes Gebaͤude oder in einen 
demſelben gleichſtehenden umſchloſſenen Raum erfolgt. 


Geſchieht die Entwendung unter einem anderen der im $. 218. be— 
zeichneten erſchwerenden Umſtände oder in gewinnſuͤchtiger Abſicht, fo 
kommen die Strafen des Diebſtahls zur Anwendung; a 


4) wer von einem zum Dienſtſtande gehoͤrenden Unteroffizier oder Gemei— 


nen, ohne die ſchriftliche Erlaubniß des vorgeſetzten Kommandenrs, 
Montirungs- oder Armaturſtuͤcke kauft oder zum Pfande nimmt; 


5) wer bei den Uebungen der Artillerie verſchoſſene Eiſenmunition, oder wer 
Bleikugeln aus den Kugelfaͤngen der Schießſtaͤnde der Truppen wider⸗ 
rechtlich ſich zueignet; 

6) ein Pfandleiher, welcher bei Ausuͤbung ſeines Gewerbes den daruͤber 
geſetzlich erlaſſenen Anordnungen entgegen handelt; 


7) wer Getraide oder andere zur Fuͤtterung des Viehes beſtimmte oder 
geeignete Gegenſtaͤnde zum Zwecke der Verfuͤtterung an das Vieh des 
Eigenthuͤmers wider deſſen Willen wegnimmt. 

Geſchieht die Wegnahme in gewinnſuͤchtiger Abſicht, fo kommen 
die Strafen des Diebſtahls zur Anwendung. 


Ar⸗ 
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Artikel II. 


Wo in den Geſetzen und insbeſondere in dem Strafgeſetzbuche ſelbſt bie: 
her auf einen der im Eingange des Artikels J. bezeichneten Paragraphen hin⸗ 
gewieſen iſt, bezieht dieſe Hinweiſung ſich fortan auf den Paragraphen in fei- 
ner vorſtehend abgeaͤnderten Geſtalt. 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 


Gegeben Cöslin, den 30. Mai 1859. 


(. S.) Wilhelm, Prinz von Preußen, Regent. 


ürſt zu Hohenzollern-Sigmaringen. Flottwell. v. Auers wald. 
57 Hey di. Simons. % Schleinitz. v. Bonin. v. Patow. 
Gr. v. Puͤckler. v. Bethmann-Hollweg. 


(Nr. 5080—5081.) (Nr. 5081.) 


re Mn Kr N 
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(Nr. 5084.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 23. Mai 1859., betreffend die Verleihung der Staͤdte⸗ 
Ordnung fuͤr die Rheinprovinz vom 15. Mai 1856. an die Stadtgemeinde 
Orſoy, Regierungsbezirks Duͤſſeldorf. 


Ai den Bericht vom 14. Mai d. J. will Ich der auf dem Provinzialland⸗ 
tage im Stande der Staͤdte vertretenen Stadtgemeinde Orſoy im Regierungs⸗ 
bezirk Duͤſſeldorf, deren Antrage gemaͤß, nach bewirkter Ausſcheidung aus dem 
Bürgermeiftereiverbande mit der Spezialgemeinde Orſoy⸗Land die Staͤdte⸗Ord⸗ 
nung fuͤr die Rheinprovinz vom 15. Mai 1856. hierdurch verleihen. 


Dieſer Mein Erlaß iſt durch die Geſetz Sammlung bekannt zu machen. 
Berlin, den 23. Mai 1859. 


Im Namen Sr. Majeftät des Könige: 
Wilhelm, Prinz von Preußen, Regent. 


Flottwell. 
An den Miniſter des Innern. 


Redigirt im Büreau des Staats-Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
(N. Decker). 


